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Watzlawick
wusste es besser
Wir tun es pausenlos. Und
werden vonTag zu Tag
schlechter darin. Das ahnte
auch der PsychologeWatzla-
wick, als er 1967 sagte: «Man
kann nicht nicht kommunizie-
ren.»Doch! – scheinen ihm
sämtliche digitale Kommuni-
kationskanäle fünfzig Jahre
später zu antworten.

Tatsächlich gibt es immer
mehr Tools, die zumZweck
entwickelt wurden, unbeque-
meKonfrontationen zu ver-
meiden. ZumBeispiel, wenn es
darumgeht, Geld zurückzufor-
dern. Twint, das favorisierte
Zahlungsmittel dermodernen
Schweizerin, weiss zu helfen:
Per Knopfdruck können Zah-
lungsanfragen verschickt
werden – das ist zumindest die
euphemistischeUmschreibung
dermich regelmässig errei-
chenden «Geldanforderun-
gen». Ich drücke einHäkchen
undweg ist der Batzen.

Whatsapp hingegen leistet
seinerseitsmit einemWerk-
zeug für virtuelleUmfragen
einenBeitrag zurDiskussions-
vermeidung.Das kann prak-
tisch sein, um sich demokra-
tisch für ein Festtagsmenü zu
entscheiden.

Allerdings kann auch in diesem
FallNicht-Kommunikation zu
Unmut führen,wenn einTeil
der Befragten alleOptionen
anwählt und sich der andere
Teil ganz enthält. Tatsächlich
wartet auch inmeinemTwint-
Postfach eine unbeantwortete
AnfragederMitbewohnerin:
«3.50Franken (Olivenöl!!)».
Vielleicht hatteWatzlawick also
doch recht. Von ihmstammt
nämlich auchdieser Satz: «Es
istmöglich, den Standpunkt der
anderen zu verstehen, ohne
deswegen einverstanden zu
sein.»

Kathrin Signer
kathrin.signer@chmedia.ch

AHV-Abstimmungen

Interview: Francesco Benini

Ihre InitiativekommtzurUnzeit.
MansprichtüberdenVerlust an
Kaufkraft, überhöhereKranken-
kassenprämienundhöhere
Mieten.Das ist keinguterMoment,
umdasRentenalter anzuheben.
MatthiasMüller:Bis zumJahr2050 feh-
len der AHV 120 Milliarden Franken.
Das kumulierte Umlagedefizit ent-
spricht zehnmal den Kosten des Gott-
hard-Basistunnels. Dieses Problem
schafft man nicht aus derWelt, indem
man es ignoriert. Eine gute Sozialpoli-
tik schlägt Lösungen vor. Das tun wir.
Waswäre denn die Alternative?

SagenSie es.
EntwedermansenktdieRentenmassiv.
Daswillniemand.Odermanerhöhtdie
Steuern und Abgaben. Das ist das Re-
zept der Linken. Es ist der falsche An-
satz.Mit einer dosierten Erhöhung des
Rentenalters stellt man die AHV hin-
gegen langfristig auf eine solideBasis.

DieGewerkschaften sprechen
davon, dassdieLohnabzügeerhöht
werden sollen.
Das wäre brutal. Will man das Defizit
der AHV wegbringen, muss man
1,7 Prozentpunkte mehr von den Löh-
nenabziehen.Willmandas?FürFami-
lienmit eher tiefem Einkommenwäre
derKaufkraftverlust einschneidend. Ist
esdanicht viel sinnvoller,wennallenur
ein Jahr länger arbeiten?

Ein Jahrmehr in einemersten
Schritt.
Ja. Bis 2033würde dasRentenalter auf
66 steigen. Dann folgt die Koppelung
andiedurchschnittlicheLebenserwar-
tung. Bis 2043 wären wir bei einem
Rentenalter von 67. Das ist moderat,
wenn man die Massnahmen im Aus-
land betrachtet – viele Länder erhöhen
die Schwelle viel schneller. Wenn nun
linke Politiker sagen, dass wir bald bis
insAlter von 100arbeitenmüssten, ist
dasMumpitz.

DieLeistungenausdenPensions-
kassen sinken.Warumsoll dieser
Verlust nichtmit einerhöheren
AHVkompensiertwerden?
Die zweite Säule kämpft ebenfalls mit
demdemografischenWandel.DieUm-
verteilungvon JungzuAlt ist dort leider
riesig.DarummussderUmwandlungs-
satz sinken. Aber es sind grosszügige
Ausgleichsmassnahmen vorgesehen,
sodass das Rentenniveau beibehalten
wird.

Was istmitPersonen, diekeine
Rente ausderPensionskasse
beziehen?Habensienicht eine
höhereAHVverdient?
EssindvorallemFrauen,diekeinePen-
sionskassehaben,darumsind sieüber-
durchschnittlich von Altersarmut be-
troffen.Ein leichterZugangzur zweiten
Säule ist darum zentral. Gegen eine
Anhebung der AHV-Minimalrente
habe ich keine Einwände. Sie ist heute
zu tief und muss unbedingt aufgebes-
sert werden.

Gut situiertePersonenkönnen
sichvorzeitig pensionieren lassen.
Werknappkalkulierenmuss, dem
stehtdieserWeghingegennicht
offen.EinhöheresRentenalter ist
unsozial.Was sagenSie zudiesem
Einwand?
Das ist ein schwaches Argument. Ich
gehe davon aus, dass viele der Privi-
legiertendenZeitpunktdesRentenein-
tritts ebenfalls hinausschiebenwürden.
Wasmannicht vergessendarf:Wervor-
zeitig in Pension geht, verzichtet auf
Rentenansprüche.DamitwirddieAHV
entlastet.

WennIhreLösung fürdieAHVso
bestechend ist,warumunterstützt
nurdieFDP Ihre Initiative?
Die SVP des Kantons Zürich hat sich
klar fürdieRenteninitiative ausgespro-
chen – und die Berner SVP auch. Das
sinddie grösstenSektionendieserPar-
tei. Die Mitte in Basel-Stadt ist für die
Renteninitiative. Viele Jungparteien
unterstützenuns. Leider gibt es aufder
nationalenEbenePolitiker, die sichaus
derVerantwortungstehlenwollen.Man
muss den Menschen reinen Wein ein-
schenken und ihnen eine gute Lösung
unterbreiten. DenKopf in den Sand zu
stecken, bringt nichts.

EinEinwand lautet:Der
Automatismus, den Ihre Initiative
vorsieht, sei zu starr.
So ein Seich! Das Rentenalter würde
steigen, wenn die Lebenserwartung
steigt. Sonst nicht. Sinkt die Lebens-
erwartung, sinkt auch das Rentenalter.
Wir sehen eine Anhebung des Renten-
alters um 0,8 Jahre vor, wenn die Le-
benserwartung um ein Jahr zunimmt.
Das ist moderat. Im Jahr 1948 hatte je-
mand,derpensioniertwurde, imDurch-
schnitt noch 12 Lebensjahre vor sich.
Heutesindes21.Das istgrossartig.Aber
manmussdasauchfinanzierenkönnen.

LautdemBund rutschtderAHV-
FondsauchmitderAnnahme Ihrer

Initiativenach2030 insMinus.
Warumsollmaneinemhöheren
Rentenalter zustimmen,wenn
dadurchdasSystemderVorsorge
nichtnachhaltig stabilisiertwird?
Fakt ist: Unsere Initiative entlastet die
AHVmassiv.Bis 2050schaffenwirdas
Problem der Unterfinanzierung der
AHV aber nicht vollständig aus der
Welt.Das zeigt, dassdiedemografische
Sturmflutgewaltig seinwird.Aber:Die
UBS hat ausgerechnet, wie es mit der
AHVimJahr2070aussähe,wennunse-
re Initiative angenommen würde. Die
Studie kommt zum Schluss, dass die
AHV dann endlich schwarze Zahlen
schreibenwürde.

Wereinerkörperlichbeanspru-
chendenArbeit nachgeht, sollte
nicht bis 66oder67arbeiten
müssen – einverstanden?
Wir haben immer gesagt, dass körper-
lich anspruchsvolleBerufe ausgeklam-
mert werden sollten. Es ist klar, dass
man indiesenBranchen sozialpartner-
schaftlichLösungenmit tieferemRen-
tenalter findenmuss.

DieProduktivität derWirtschaft
wächst.Kannmandanicht auf ein
höheresRentenalter verzichten?
Der Produktivitätszuwachs reicht bei
weitemnicht aus.WirhatteneinigeRe-
formen, höhere Lohnabzüge, höhere
Mehrwertsteuer für die AHV, Renten-
alter65 fürFrauen –unddochkipptdas
Systemnach 2029 gewaltig insMinus.
DieLebenserwartung steigtweiter.Da-
rum braucht es eine sanfte Anhebung
des Rentenalters.

WarumsetzenSienicht bei
derLebensarbeitszeit an?Die
Grünliberalen forderndas.
Wird unsere Initiative angenommen,
braucht es einGesetz. Es spricht nichts
dagegen, dass man dann die Lebens-

«Ein höheres
Rentenalter

ist nicht zu
vermeiden»

«Die meisten Menschen arbeiten gerne
und lange»: Matthias Müller kämpft für
eine Anhebung des Rentenalters.
Bild: Andrea Zahler (Zürich, 16. Januar 2024)

MatthiasMüller, Präsident der Jungfreisinnigen, ist
Kopf der Initiative, die erst Rentenalter 66unddann
dessenKoppelung andie Lebenserwartung verlangt.
Zur linken Initiative für eine 13. AHV-Rente sagt er,
damitwürdenMilliarden anReiche verschleudert.

MatthiasMüller

SeitEnde2019 istMatthiasMüller, 31,
Präsident der Jungfreisinnigen
Schweiz. Das Amt gibt er im kom-
mendenMärzab.Müller studiertean
denUniversitäten St.Gallen und Zü-
rich Rechts- mit Wirtschaftswissen-
schaften, steht kurz vor dem Ab-
schluss seinesDoktorats und arbei-
tet in einer Wirtschaftskanzlei in
Zürich. Er ist Vizepräsident der Kan-
tonalzürcher FDP. In den National-
ratswahlenvomvergangenenHerbst
landeteeraufdemerstenErsatzplatz
der Zürcher FDP-Liste. (be.)

Darüber stimmen wir ab

Am 3. März kommen gleich zwei
Initiativen zur AHV an die Urne. Die
Renteninitiative der Jungfreisinni-
gen fordert eine schrittweise Erhö-
hung des Rentenalters um zwei
Monate pro Jahr auf 66 Jahre. Da-
nach soll das Rentenalter an die
durchschnittliche Lebenserwar-
tung gekoppelt werden. Das heisst:
Das Rentenalter wird automatisch
erhöht, sobald die Lebenserwar-
tung steigt. Die Initiative des
Schweizerischen Gewerkschafts-
bundes verfolgt ganz andere Ziele:
Sie will eine 13. AHV-Rente einfüh-
ren. Wer die maximale AHV-Rente
bezieht, erhielte eine Erhöhung von
2450 auf 31850 Franken pro Jahr.
Für Ehepaare würde die Rente um
3675 auf 47 775 Franken steigen.
Der Bund schätzt, dass die Ein-
führung einer 13. AHV-Rente rund
4,1 Milliarden Franken kosten wür-
de. (chm)

Apropos

Langsamer, dafür
pünktlich
Reisenmit derDeutschenBahn
kannnervenaufreibend sein.
Verspätungen sindnormal. So
schwante unsBöses, amMitt-
woch.WegendesWinterein-
bruchswarnte dieDBvor
Zugausfällen. Im ICEhiess es in
einerDurchsage, dieZüge
verkehrten langsamer.Umso
grösser dieÜberraschung.Wir
erreichten Stuttgart «über-
pünktlich»,wie die Schaffnerin
in ihrerDurchsage euphorisch
feststellte. Langsamer, dafür
pünktlich:Das tönt nach einem
vernünftigenRezept für die
gebeutelteDB. (dk)
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Kampagnenbudgets : Ist Übermacht
der Wirtschaft nur ein Zerrbild?
Gemäss offiziellen Zahlen haben dieGegner der 13. AHV-Rente deutlichmehr
Geld als die Befürworter. Doch dieAuslegung der Vorschriftenwirft Fragen auf.

Christoph Bernet

6104211 Franken: So viel kostet der
Abstimmungskampf fürdieeidgenös-
sischenVorlagenvom3.Märzvoraus-
sichtlich.DieBudgetsderKampagnen
fürundgegendieRenteninitiativeder
Jungfreisinnigen beziehungsweise
die Initiative für eine 13. AHV-Rente
der Gewerkschaften sind am Don-
nerstagabend auf der Website der
Eidgenössischen Finanzkontrolle
(EFK) publiziert worden (s. Grafik).

Der Urnengang vom 3. März ist
dieersteeidgenössischeVolksabstim-
mung, bei der die neuen Transpa-
renzvorschriften zur Politikfinanzie-
rung zur Anwendung kommen.

DieZahlenzeigen:Mitdemgröss-
ten Budget ziehen die Gegner einer
13.AHV-Rente indenAbstimmungs-
kampf. Sie investieren insgesamt
knapp über 3,5 Millionen Franken,
davon werden 237000 Franken als
Personalaufwand für die Kampag-
nenarbeit ausgewiesen.

Mit über 2,9 Millionen Franken
übernimmt Economiesuisse, der
DachverbandderWirtschaft, denLö-
wenanteil der Kampagnenkosten.
AuchGewerbe- undArbeitgeberver-
bandübernehmengrössereSummen.

Die Ja-Kampagne hat insgesamt
einBudgetvonetwasmehrals 1,5Mil-
lionen Franken ausgewiesen.
620000 stammen aus Einzelspen-
denandenSGBvondurchschnittlich
54 Franken, 550000 Franken von
den SGB-Mitgliederverbänden. Die
SPSchweiz ziehtmit 22000Franken,
die Gewerkschaft Unia mit 50000
Franken indenAbstimmungskampf.

In den Kampf gegen die Renten-
initiativeder Jungfreisinnigenziehen
die Gewerkschaften mit insgesamt
111000Franken:Der SGB investiert
90000,dieUnia 16000undTravail
Suisse 5000Franken.Dieshaben sie
vor Ablauf der EFK-Frist gegenüber
CHMedia publik gemacht.

Vermögensberatermit
Grossspende
Das haben auch die Befürworter der
Renteninitiativegetan. IhrBudgetbe-
trägt insgesamt 897000 Franken.
Auchhier ist derWirtschaftsdachver-
band Economiesuisse mit 300000
Franken der grösste Geldgeber. Da-
hinter folgt der Vermögensverwalter
OliverEhingermit 230000Franken
(s. Box). Weitere grössere Beiträge
kommenunter anderemvomTräger-
verein der Initiative, von den Jung-
freisinnigen oder von Swiss Re.

Geschäftsführer der Ja-Kampag-
ne zur Renteninitiative ist Marcel
Schuler von der Kampagnenfirma
Campaigneers. ImVideogesprächmit
CHMedia zeigt erdieBudgetaufstel-
lung, inklusive der Lohn- und Admi-
nistrationskosten, die seinUnterneh-
men der Kampagne in Rechnung ge-
stellt hat.

Die Aufbereitung der melde-
pflichtigen Daten zuhanden der Fi-
nanzkontrolle habe ihn etwa einen
Arbeitstag gekostet, sagt Schuler.
EinenweiterenArbeitstag investierte
MichaelUmbricht, der ehrenamtlich
tätige Kassier des Vereins hinter der
Renteninitiative.

«Unser Budget weist transparent
alle Einnahmen und Aufwendungen
aus,» sagt Schuler. Hinzu kommen
KampagnenarbeitenderSekretariate
von FDP und Jungfreisinnigen für
ihre eigenen Kampagnen. Diese

müssten nicht ausgewiesen werden.
Dass dieser Aufwand nicht offenge-
legt wird, hat mit der Ausgestaltung
der Vorschriften bezüglich «nicht
monetärer Zuwendungen» an eine
Kampagne zu tun. Darunter fallen
Dienstleistungen wie etwa das Ein-
richten einer Kampagnenwebsite
oder die grafische Gestaltung von
Kampagnenmaterial.

DieKruxmitder
Milizarbeit
Um demMilizcharakter der Schwei-
zerPolitik gerecht zuwerden, hat der
Bundesratnurbestimmte«nichtmo-
netäreZuwendungen»an eineKam-
pagne für offenlegungspflichtig er-
klärt: Jene Dienstleistungen, die von
einem Anbieter kostenlos oder ver-
günstigt erbracht werden, der solche
Dienstleistungen ansonsten kom-
merziell anbietet.

Sprich: Wenn ein IT-Unterneh-
mer, der einerPartei angehört, in sei-
nerFreizeit eineKampagnenwebsite
programmierenwürde,mussdies of-
fengelegt werden – ebenso jene
Dienstleistungen,diekommerziell tä-
tigeKampagnenfirmenwieCampaig-
neers in Rechnung stellen.

Wenn hingegen die für die IT-
Arbeiten zuständige Sekretariats-
mitarbeiterin einer nicht kommer-
ziellen Organisation eine Kampag-
nenwebsite programmiert, ist dies
nicht offenlegungspflichtig. Darun-
ter fallen Parteien, Gewerkschaften,
Verbände oder NGOs. Denn diese
bieten solche Kampagnenarbeiten
in der Regel nicht kommerziell für
Dritte an.

Die engagierte Partei- und Kampag-
nenarbeit mit Milizcharakter solle
nicht«verbürokratisiert»werden,be-
gründetederBundesratdieseBestim-
mung.Beider aktuellenWahlkampa-
gne haben weder SP noch Gewerk-
schaften solche nicht monetären
Zuwendungen offengelegt – im
Gegensatz zu Economiesuisse, Ge-
werbe- oder Arbeitgeberverband.

Solche Auslegungsfragen habe
man vor Einreichung des Kampag-
nenbudgetsmit derEidgenössischen
Finanzkontrolle abgeklärt, sagt
UrbanHodel, Sprecher beimSchwei-
zerischenGewerkschaftsbund (SGB):
«Wir haben unser Budget gemäss
EFK-Richtlinien erstellt undoffenge-
legt.» Nach welchen Überlegungen
die Wirtschaftsverbände ihre Bud-
gets erstellt haben, will Hodel kurz
nach deren Publikation nicht kom-
mentieren.

In seiner Vernehmlassungsant-
wort zu den neuen Transparenzre-
gelnwarntederWirtschaftsdachver-
band Economiesuisse, der die Vorla-
ge grundsätzlich unterstütze, von
einer «lückenhaften Erfassung der
eingesetzten finanziellen und perso-
nellenMitteln».

Es bestehe die Gefahr, dass «ein
Zerrbild» entstehe. Kampagnen, die
stärker aufdenexternenEinkauf von
kommerziellen Dienstleistungen
setzten, würden umfassender von
denVorschriften erfasst undwirkten
damit grösser im Vergleich zu Kam-
pagnen, die stärker auf Kampagnen-
arbeit in den Verbands- und Partei-
zentralen setzten. Diese Gefahr be-
stehe insbesondere, wenn nicht
monetäreZuwendungenvon ideellen
OrganisationenwieKirchenoderVer-
bänden nicht erfasst würden.

Auf Rückfrage verzichtet Eco-
nomiesuisse auf einematerielle Stel-
lungnahmezur aktuellenKampagne.
Auch hier will man sich nicht über
die Art der Budgetoffenlegung der
Gegenseite äussern.Economiesuisse
teilt lediglich mit, die eigene Kam-
pagnenfinanzierung werde gemäss
Vorgaben der EFK gemeldet.

Klar ist: Bei den beiden Renten-
vorlagen geht es um viel. Entspre-
chend viel Geld setzen die Kampag-
nen ein. Und: Trotz weiterhin be-
stehenderErfassungslückengeht am
3. März der transparenteste Abstim-
mungskampf der Schweizer Ge-
schichte zu Ende.

So viel Geld steckt
hinter den Abstimmungen

Total der Einnahmen in Franken

Quelle: Eidg. Finanzkontrolle/Grafik: stb

Ja-Lager Nein-Lager

Renteninitiative

Initiative für 13. AHV-Rente

897000

3556211

1540000

111000

arbeitszeit berücksichtigt. Ich habe
studiert unddoktoriert bis 30– ichkann
arbeiten bis 70. Mein Bruder hat eine
Lehre gemacht und mit 16 seinen ers-
tenLohnverdient.Ermuss sichernicht
bis 70 arbeiten.

Laut einer Studiewürdedie
Zuwanderung indie Schweiz
deutlich sinken,würdedas
Rentenalter erhöht.Warumhört
mandiesesArgument aus Ihrem
Lagerkaum?
Unsere Kampagne fängt ja erst jetzt
richtig an. Es ist sonnenklar:Wenndas
inländischeArbeitskräftepotenzial bes-
ser genutztwird, rekrutierendieUnter-
nehmen weniger Leute im Ausland.
Das ist einpositiverBegleiteffektunse-
rer Initiative.

Ab55 ist es schwierig, eineneue
Stelle zufinden.Mit einemhöheren
PensionsalterwirddiesesProblem
nochverschärft.
DieGewerkschaften zeichnen hier ein
Bild, das nicht den Fakten entspricht:
Die Erwerbsquote derMenschen über
55 ist in der Schweiz sehr hoch. Es
stimmtaber:Wer im fortgeschrittenen
Alter seinen Job verliert, findet nicht
mehr so leicht einevergleichbareStelle.
Ichbinüberzeugt:DerFachkräfteman-
gel wird die Unternehmen zwingen,
verstärkt auf ältere Arbeitnehmer zu
setzen. SiehabeneinegrosseErfahrung
und sind leistungsfähig. Der Arbeits-
marktwirdeineErhöhungdesRenten-
alters absorbieren.

IhreGegner zeichneneineher
negativesBild vonderArbeit:
mühselig, eintönig, ermüdend –
je frühermandavonbefreit ist,
destobesser.WasentgegnenSie?
Ich stelle in Diskussionen immer wie-
der fest: Politiker aus linken Parteien
stellen die Arbeit als Last dar, als eine

Pein. Dabei ist die Arbeit für die meis-
ten Menschen etwas Positives, etwas
Sinnstiftendes, ein Ort, an dem man
etwas erlebt, Kontakte pflegt, an dem
Freundschaftenentstehen.Diemeisten
Menschen arbeiten gerne und lange.

DieZustimmungzu Ihrer
Initiative ist bisher tief.Warum
möchtendie Schweizerinnen
undSchweizer offenbar lieber eine
13.AHV-Rente als einhöheres
Rentenalter?
UnsereForderung ist sachlichgerecht-
fertigt, Umfragen hin oder her. Der
Bundesrathat erklärt, dass es eineneue
Reform der AHV braucht. Wir bieten
sie schon jetzt. Mit einemModell, das
nichtdieKaufkraft derLeute reduziert,
wie dasmit einer Erhöhung derMehr-
wertsteuer der Fall wäre.

Warumsollmannicht zweimal Ja
stimmenam3.März?Höheres
Rentenalter, aber auchmehrAHV.
Das ist widersinnig. Im Kanton Zürich
lebt jeder vierte Rentner in einem
Haushalt, dessen Vermögen eine Mil-
lion Franken übersteigt. Sollen begü-
terte Senioren eine 13. Rente bekom-
men? Das wäre falsch. Dass man aber
für die zehn Prozent der Rentner, die
armutsgefährdet sind, die AHV-Rente
anhebt, scheint mir wie gesagt richtig.
Aber mit der Giesskanne Milliarden
verschleudern an Wohlhabende? Das
ist sozialpolitischer Stuss.

Braucht esmehrals einen
Anlauf fürdieErhöhung
desRentenalters?
Wir setzen uns dafür ein, dass es im
ersten Anlauf gelingt. Die Erhöhung
des Rentenalters ist unausweichlich in
einerGesellschaft, inderdieMenschen
immer länger und vor allem länger ge-
sund leben.AuchdieLandesregierung
sieht es so.

«Eine langfristige Investition»: Das sagt der Grossspender

Oliver Ehinger hat 230000 Franken
an die Kampagne für die Renteninitia-
tive gespendet. Der 55-Jährige ist
Geschäftsleitungsmitglied des Ver-
mögensverwalters Ehinger & Cie. in
Basel. Die Firma wurde 1810 von sei-
nem Vorfahren Christoph de Mathias
Ehinger-Burckhardt gegründet.

«Das ungelöste Problem der Al-
tersvorsorge ist fürmich die langfristig
grösste Herausforderung für die
Schweiz», begründet der 55-Jährige
sein finanzielles Engagement. Mit je-
dem weiteren Jahr ohne nachhaltige
Lösungwachse die Rechnung, welche
die kommendenGenerationen bezah-
len müssten.

Für den Arlesheimer FDP-Kom-
munalpolitiker Ehinger ist es die erste
Grossspende für ein politisches An-

liegen. Ihm sei bewusst, dass die Ren-
teninitiative (gemäss jüngster Umfra-
ge wollen ihr nur 35 Prozent zustim-
men) einen schweren Stand habe.

Noch wollten zu viele Menschen
das Problem nicht wahrhaben. Wahr-
scheinlich brauche es mehrere An-
läufe, aber am Ende sei die Erhöhung
des Rentenalters ein «No-Brainer für
die Politik», ist Ehinger überzeugt: «Ich
betrachte meine Spende deshalb als
langfristige Investition.» Ihm sei völlig
klar, dass er finanziell auf der Sonnen-
seite des Lebens stehe und er sich
sorgenfrei auch eine Frühpensionie-
rung leisten könnte, sagt Ehinger.
«Aber eine nachhaltig gesicherte Al-
tersvorsorge ist auch und gerade im
Interesse jener, die finanziell weniger
gut dastehen als ich.» (cbe)
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